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(3) Das Gericht, der Staatsanwalt und die Unter­
suchungsorgane haben die Vertreter der Kollektive bei 
der Lösung ihrer Aufgaben zu unterstützen und sie über 
ihre Rechte zu belehren.

§54
Gesellschaftliche Ankläger und gesellschaftliche 

Verteidiger
(1) Volksvertreter, Vertreter der Ausschüsse der 

Nationalen Front, der Gewerkschaften, der ehrenamt­
lichen Organe der Arbeiter-und-Bauern-Inspektion, ge­
sellschaftlicher Organisationen sowie der Kollektive der 
Werktätigen können von ihren Organen oder Kollek­
tiven als gesellschaftliche Ankläger oder gesellschaft­
liche Verteidiger beauftragt und ihre Zulassung zur Mit­
wirkung an der Hauptverhandlung kann bei Gericht 
beantragt werden.

(2) Gesellschaftliche Ankläger und gesellschaftliche 
Verteidiger haben das Recht,
— die Meinung über das Vorliegen einer Straftat, die 

Persönlichkeit und die Schuld des Angeklagten dar­
zulegen;

— zur Aufdeckung der Ursachen und Bedingungen 
der Straftat beizutragen;

— Anträge, insbesondere Beweisanträge, zu stellen und 
zu den vorgetragenen Beweisen und gestellten An­
trägen Stellung zu nehmen;

— zur Notwendigkeit einer Bestrafung, zur anzuwen­
denden Strafart, zur Strafhöhe und zu den Möglich­
keiten der Erziehung Stellung zu nehmen;

— Anregungen zur Auswertung des Strafverfahrens zu 
geben und dabei mitzuwirken.

(3) Das Gericht, der Staatsanwalt und die Unter­
suchungsorgane haben die gesellschaftlichen Ankläger 
und gesellschaftlichen Verteidiger bei der Lösung ihrer 
Aufgaben zu unterstützen und sie über ihre Rechte, zu 
belehren. Das Gericht hat ihnen Akteneinsicht zur Vor­
bereitung auf die Hauptverhandlung zu gewähren, sie 
bei der Wahrnehmung ihrer Rechte in der Hauptver­
handlung und bei der Auswertung der Strafverfahren 
zu unterstützen.

§55
Gesellschaftliche Ankläger

(1) Der gesellschaftliche Ankläger soll zur Schwere 
der Straftat, dfem verursachten Schaden und den gesell­
schaftlichen Auswirkungen Stellung nehmen, entspre­
chende Anträge, speziell Beweisanträge, stellen, vor 
seinem Kollektiv oder gesellschaftlichen Organ über 
die Ergebnisse der Hauptverhandlung berichten und 
an der Auswertung des Verfahrens mitwirken. Er ist 
berechtigt, vom gesellschaftlichen Auftrag zurückzu­
treten, wenn in der Beweisaufnahme neue entlastende, 
die strafrechtliche Verantwortlichkeit des Angeklagten 
ausschließende oder erheblich mindernde Umstände 
festgestellt wurden.

(2) Ein gesellschaftlicher Ankläger soll insbesondere 
dann beauftragt werden, wenn der Verdacht einer 
schwerwiegenden, die sozialistische Gesetzlichkeit im 
besonderen Maße verletzenden Straftat besteht und 
dadurch oder auch durch den Verdacht einer weniger 
schwerwiegenden Straftat besondere Empörung in der 
Öffentlichkeit oder im betreffenden Kollektiv hervor­
gerufen wurde. Ein gesellschaftlicher Ankläger sollte 
auch dann beauftragt werden, wenn das gesellschaft­
liche Organ oder Kollektiv es für notwendig erachtet, 
das Gericht über bestimmte gesellschaftliche Zusam­

menhänge in bezug auf den bestehenden Verdacht 
einer Straftat zu unterrichten, ohne daß dieses Organ 
oder Kollektiv den Beschuldigten oder den Angeklag­
ten aus dem unmittelbaren Zusammenleben kennt.

§56
Gesellschaftliche Verteidiger

(1) Der gesellschaftliche Verteidiger soll alle ent­
lastenden, die strafrechtliche Verantwortlichkeit min­
dernden oder ausschließenden Umstände Vorbringen, 
entsprechende Anträge, speziell Beweisanträge, stellen, 
die Bereitschaft zur Bürgschaftsübernahme vortragen, 
vor seinem Kollektiv oder gesellschaftlichen Organ 
über die Ergebnisse der Hauptverhandlung berichten 
und an der Auswertung des Verfahrens mitwirken. 
Er ist berechtigt, vom gesellschaftlichen Auftrag zu­
rückzutreten, wenn in der Beweisaufnahme neue be­
lastende, die strafrechtliche Verantwortlichkeit wesent­
lich erhöhende oder diese begründende Umstände fest­
gestellt wurden.

(2) Ein gesellschaftlicher Verteidiger soll insbeson­
dere beauftragt werden, wenn nach der Auffassung des 
Kollektivs oder gesellschaftlichen Organs unter Be­
rücksichtigung der Schwere des bestehenden Tatver­
dachts und des bisherigen Verhaltens des Beschuldig­
ten oder des Angeklagten eine Strafe ohne Freiheits­
entzug oder der Verzicht auf Strafe möglich erscheinen. 
Ein gesellschaftlicher Verteidiger sollte auch beauf­
tragt werden, wenn der Verdacht einer schweren Straf­
tat besteht, nach der Auffassung des Kollektivs oder 
gesellschaftlichen Organs aber außergewöhnlich mil­
dernde Umstände vorliegen oder schwerwiegende Zwei­
fel an der Schuld bestehen.

§57
Bürgschaft

(1) Kollektive der Werktätigen können die Bürg­
schaft für Angeklagte und Verurteilte übernehmen. 
Ausnahmsweise können auch einzelne zur Erziehung 
des Täters befähigte und geeignete Bürger die Bürg­
schaft übernehmen.
Sie haben das Recht,
— dem Gericht vorzuschlagen, eine Strafe ohne Frei­

heitsentzug auszusprechen und die Verpflichtung 
zu übernehmen, die Erziehung des Verurteilten 
zu gewährleisten;

— dem Gericht eine Strafaussetzung auf Bewahrung 
vorzuschlagen und die Verpflichtung zu überneh­
men, die weitere Erziehung des Verurteilten zu 
gewährleisten.

(2) Die Bürgschaftserklärung soll kontrollierbare Ver­
pflichtungen enthalten.

D r i t t e r  A b s c h n i t t
Übergabe von Strafsachen an die gesellschaftlichen 

. Organe der Rechtspflege

§58
Voraussetzungen der Übergabe

(1) Über Vergehen beraten und entscheiden die ge­
sellschaftlichen Organe der Rechtspflege, wenn im 
Hinblick auf die eingetretenen Folgen und die Schuld 
des Täters die Handlung nicht erheblich gesellschafts­
widrig ist und wenn unter Berücksichtigung der Tat 
und der Persönlichkeit des Talers eine wirksame er­
zieherische Einwirkung durch das gesellschaftliche


